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                                            Widerrufsinformation 

Widerrufsrecht 

 

Der Darlehensnehmer* kann seine Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von 
Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen [1]. Die Frist beginnt nach Abschluss des 
Vertrags, aber erst, nachdem der Darlehensnehmer alle Pflichtangaben nach § 492 Absatz 2BGB 

(z.B. Angabe zur Art des Darlehens, Angabe zum Nettodarlehensbetrag, Angabe zur 
Vertragslaufzeit) erhalten hat [2]. Der Darlehensnehmer hat alle Pflichtangaben erhalten, wenn sie 
in der für den Darlehensnehmer bestimmten Ausfertigung seines Antrags oder in der für den 
Darlehensnehmer bestimmten Ausfertigung der Vertragsurkunde oder in einer für den 

Darlehensnehmer bestimmten Abschrift seines Antrags oder der Vertragsurkunde enthalten sind 
und dem Darlehensnehmer eine solche Unterlage zur Verfügung gestellt worden ist. Über in den 
Vertragstext nicht aufgenommene Pflichtangaben kann der Darlehensnehmer nachträglich in 

Textform informiert werden; die Widerrufsfrist beträgt dann einen Monat. Der Darlehensnehmer ist 
mit den nachgeholten Pflichtangaben nochmals auf den Beginn der Widerrufsfrist hinzuweisen. Zur 
Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu 

richten an: [3] 
[4] 
[4a] 
[4b] 

[4c] 

 
Widerrufsfolgen 

 
Der Darlehensnehmer hat innerhalb von 30 Tagen das Darlehen, soweit es bereits ausbezahlt 

wurde, zurückzuzahlen und für den Zeitraum zwischen der Auszahlung und der Rückzahlung des 

Darlehens den vereinbarten Sollzins zu entrichten. Die Frist beginnt mit der Absendung der 
Widerrufserklärung. Für den Zeitraum zwischen Auszahlung und Rückzahlung ist bei vollständiger 
Inanspruchnahme des Darlehens pro Tag ein Zinsbetrag in Höhe von [5] Euro zu zahlen. Dieser 
Betrag verringert sich entsprechend, wenn das Darlehen nur teilweise in Anspruch genommen 

wurde. [6] [7] 
[8] 
[8a] 

[8b] 
[8c] 
[8d] 

[8e] 
[8f] 
Hier sind einzufügen: Name/Firma und ladungsfähige Anschrift des Widerrufsadressaten. Zusätzlich 
können angegeben werden: Telefaxnummer, E-Mail-Adresse und/oder, wenn der Darlehensnehmer 

eine Bestätigung seiner Widerrufserklärung an den Darlehensgeber erhält, auch eine Internet-
Adresse. 

[4]Bei Anwendung der Gestaltungshinweise [4a], [4b] oder [4c] sind hier folgende Unterüberschrift 

und folgender Hinweis einzufügen: 
„Besonderheiten bei weiteren Verträgen“ „Wenn dem Darlehensnehmer für den weiteren Vertrag 
ein Rückgaberecht an Stelle eines Widerrufsrechts eingeräumt wurde, steht die Rückgabe im 

Folgenden dem Widerruf gleich.“ 

[4a]Bei einem verbundenen Vertrag nach § 358BGB ist hier einzufügen: a)wenn der Vertrag nicht 
den Erwerb von Finanzinstrumenten zum Gegenstand hat: „–Widerruft der Darlehensnehmer 

diesen Darlehensvertrag, so ist er auch an den [einsetzen: Bezeichnung des verbundenen 

Vertrags] (im Folgenden: verbundener Vertrag)** nicht mehr gebunden. –Steht dem 
Darlehensnehmer in Bezug auf den [einsetzen***: verbundenen Vertrag] ein Widerrufsrecht zu, so 
ist er mit wirksamem Widerruf des [einsetzen***: verbundenen Vertrags] auch an den 

Darlehensvertrag nicht mehr gebunden. Für die Rechtsfolgen des Widerrufs sind die in dem 
[einsetzen***: verbundenen Vertrag] getroffenen Regelungen und die hierfür erteilte 
Widerrufsbelehrung maßgeblich.“ b)wenn der Vertrag den Erwerb von Finanzinstrumenten zum 



Gegenstand hat: „–Widerruft der Darlehensnehmer den [einsetzen: Bezeichnung des verbundenen 
Vertrags], so ist er auch an den Darlehensvertrag nicht mehr gebunden.“ 

[5]Hier ist der genaue Zinsbetrag in Euro pro Tag einzufügen. Centbeträge sind als Dezimalstellen 

anzugeben. 

[6]Ist das Darlehen durch ein Grundpfandrecht gesichert, ist hier Folgendes einzufügen: 
„Wenn der Darlehensnehmer nachweist, dass der Wert seines Gebrauchsvorteils niedriger war als 

der Vertragszins, muss er nur den niedrigeren Betrag zahlen. Dies kann z.B. in Betracht kommen, 
wenn der marktübliche Zins geringer war als der Vertragszins.“ 

[7]Erbringt der Darlehensgeber gegenüber öffentlichen Stellen Aufwendungen gemäß § 495 Absatz 

2 Satz 1 Nummer 3 Halbsatz 1 BGB und will er sich für den Fall des Widerrufs die Geltendmachung 
dieses Anspruchs vorbehalten, ist hier Folgendes einzufügen: 
„–Der Darlehensnehmer hat dem Darlehensgeber auch die Aufwendungen zu ersetzen, die der 
Darlehensgeber gegenüber öffentlichen Stellen erbracht hat und nicht zurückverlangen kann.“ 

 


